
IV. Nachtrag 
 

über die Abwasserbeseitigung 
in der Gemeinde Kaufungen 

zur 
 

ENTWÄSSERUNGSSATZUNG (EWS) 
vom 27.06.2003 

 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBl. I, S. 786), der §§ 42 bis 46 des Hessischen Was-
sergesetzes (HWG) in der Fassung vom 14.12.2010 (GVBl. I S. 548), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 622), der §§ 1 bis 5a, 9 bis 12 des Hessischen 
Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. I S. 
134), der §§ 1 und 9 des Gesetzes über  Abgaben für das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer  (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114) zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
11.08.2010 (BGBl. I, S. 1163) und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes 
zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.09.2005 (GVBl. I S. 664) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 10.06.2011 
(GVBl. I, 292) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Kaufungen in ihrer Sitzung am 
14.10.2013 folgenden 
 

IV. Nachtrag zur Entwässerungssatzung (EWS) 
 

beschlossen: 
 
II. Anschluss- und Benutzungszwang 
 
§ 5 Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- und 
wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenaus-
schusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und Installations-
arbeiten dürfen allein durch zugelassene Unternehmer ausgeführt werden. 
 
(2) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder Grund-
stückseigentümer selbst zu schützen. 
 
(3) Bei Neubauten ist ein Übergabeschacht im Bereich der Grundstücksgrenze zu errich-
ten. 
 
§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen für nicht häusliches Abwasser 
 
(1) Für das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleich-
baren Einrichtungen (z. B. Krankenhäusern) gelten - soweit nicht durch wasserrechtliche 
Vorschriften die Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschränkt ist - folgende Einlei-
tungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten qualifizierten Stichprobe: 
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  Messverfahren Dimension 
Grenz-
wert 

     
1. Physikalische Parameter    
1.1 Temperatur DIN 38404-4 °C 35 
1.2 pH-Wert DIN 38404-5 - 6,5 - 9,5 
     
2. Organische Stoffe und Lösungsmittel    
2.1 Organische Lösungsmittel (BTEX), 

bestimmt als Summe von Benzol und dessen Deri-
vaten (Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) 
mittels Gaschromatografie 

DIN 38407-9 mg/l 0,5 

2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), 
berechnet als organisch gebundenes Chlor (die 
Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet 
und dann addiert)1 mittels Gaschromatografie 

DIN EN ISO 10301 mg/l 0,5 

2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 
angegeben als Chlorid (AOX) 

DIN EN 1485 bzw. 
DIN 38409-222 

mg/l 1 

2.4 Phenolindex DIN 38409-16 mg/l 20 
2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 

(Mineralöl und Mineralölprodukte) 
DIN EN ISO 9377-2 mg/l 20 

2.6 Extrahierbare schwerflüchtige lipophile Stoffe H 17 
(z. B. organische Fette) 

DIN 38409-17 mg/l 20 

     
3. Anorganische Stoffe (gelöst)    
3.1 Cyanid, 

leicht freisetzbar 
DIN 38405-13 oder 
DIN EN ISO 10304-2 

mg/l 0,2 

3.2 Sulfat DIN 38405-5 oder 
DIN EN ISO 10304-2 

mg/l 400 

     
4. Anorganische Stoffe (gesamt)3    
4.1 Arsen DIN EN ISO 11969 mg/l 0,1 
4.2 Blei DIN 38406-2 mg/l 0,5 
4.3 Cadmium DIN EN ISO 5961 mg/l 0,05 
4.4 Chrom DIN EN 1233 mg/l 1,0 
4.5 Chrom-VI DIN 38405-24 mg/l 0,2 
4.6 Kupfer DIN 38406-7 mg/l 1,0 
4.7 Nickel DIN 38406-11 mg/l 1,0 
4.8 Quecksilber DIN EN 1483 mg/l 0,05 
4.9 Silber DIN 38406-18 mg/l 0,5 
4.10 Zink DIN 38406-8 mg/l 2 
4.11 Zinn DIN EN ISO 11969 mg/l 2 

 
Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers 
notwendigen Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, 
Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den ent-
sprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen 
Institut für Normung e. V., Berlin, auszuführen. Die zusätzlichen analytischen Festlegun-
gen, Hinweise und Erläuterungen der Anlage "Analysen- und Messverfahren" der Ab-
wasserverordnung zu § 7a WHG (AbwV vom 17.06.2004; BGBl. I S. 1108, 2625) in der 
jeweils geltenden Fassung sind zu beachten. 
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III. Abgaben und Kostenerstattung 
 
§ 22 
Grundstücksanschlusskosten 
 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung oder Be-
seitigung der Anschlussleitungen ist der Gemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe 
zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungs-
pflichtigen Maßnahme; er wird einen Monat nach Zustellung des Bescheides fällig. 
 
(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides Eigentü-
mer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit dem Erbbaurecht belastet, ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichti-
ge haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Der Erstattungsanspruch ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück – bei Bestehen 
eines solchen - auf dem Erbbaurecht. 
 
(4) Die Durchführung der Maßnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer ange-
messenen Vorausleistung abhängig gemacht werden 
 
§ 24 Gebührenmaßstäbe und -sätze für Niederschlagswasser 
 
(1) Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und 
künstlich befestigte Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die Abwas-
seranlage eingeleitet wird oder abfließt; pro qm wird eine Gebühr von 0,69 EUR jährlich 
erhoben.  
Die bebaute oder künstlich befestigte Grundstücksfläche wird unter Berücksichtigung 
des Grades der Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen Versiegelungsarten nach fol-
genden Faktoren festgesetzt: 
1. Dachflächen 
1.1 mit geneigten Dächern/Flachdächern 
1.2 mit Kiesschuttflachdächern 
1.3 mit Gründächern 
     a) mit einer Aufbaudicke bis 10 cm 
     b) mit einer Aufbaudicke ab 10 cm 
2. Befestigte Grundstücksflächen 
2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer o. Ä.), Pflaster mit Fugenver-
guss, sonstige  
      wasserundurchlässige Flächen mit Fugendichtung 
2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster), Platten, jeweils 
ohne  
      Fugenverguss 
      a) bis zu einer Fugenbreite von 15 mm 
      b) mit einer größeren Fugenbreite als 15 mm 
2.3 wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke o. Ä.) 
2.4 Porenpflaster oder ähnlichwasserdurchlässiges Pflaster 
2,5 Rasengittersteine 

 
1,0 
0,5 
 
0,5 
0,3 
 
1,0 
 
 
 
 
 
0,7 
0,6 
0,5 
0,4 
0,2 

Bei der Ermittlung bebauter und künstlich befestigter Grundstücksflächen bleiben solche 
Flächen ganz oder teilweise außer Ansatz, von denen dort anfallendes Niederschlags-
wasser in Zisternen oder ähnlichen Vorrichtungen (Behältnissen) zum Auffangen von  
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Niederschlagswasser mit einem Fassungsvermögen von mindestens 1 m³ gesammelt 
und auf dem Grundstück – insbesondere zur Gartenbewässerung und als Brauchwasser 
(zur Toilettenspülung, zum Betreiben von Waschmaschinen etc.) – verwendet wird, und 
zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen 
 
a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die hierüber ent-
wässerte Fläche in vollem Umfang, 
 
b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des Niederschlagswas-
sers 
    - als Brauchwasser, diejenige Fläche, die sich durch Division des Zisterneninhalts (in  
      Kubikmetern) durch 0,05 ergibt; wird zusätzlich Niederschlagswasser zur  
      Gartenbewässerung benutzt, erhöht sich die ermittelte Fläche um 10 %, 
    - zur alleinigen Gartenbewässerung, diejenige Fläche, die sich aus der Division des  
      Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,10 ergibt. 
 
§ 26 Gebührenmaßstäbe und -sätze  für Schmutzwasser 
 
(1) Gebührenmaßstab für das Einleiten häuslichen Schmutzwassers ist der Frischwas-
serverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstück. 
Die Gebühr beträgt pro m³ Frischwasserverbrauch 
 
bei zentraler Abwasserreinigung in der Abwasseranlage                    2,38 EUR 
 
(2) Gebührenmaßstab für das Einleiten nicht häuslichen Schmutzwassers ist der Frisch-
wasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstück unter Berücksichtigung des 
Verschmutzungsgrades. Der Verschmutzungs-grad wird grundsätzlich durch Stichproben 
- bei vorhandenen Teilströmen in diesen - ermittelt und als chemischer Sauerstoffbedarf 
aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) nach DIN 38409-H41 (Ausga-
be Dezember 1980) dargestellt. Die Gebühr beträgt pro cbm Frischwasserverbrauch 
2,38 EUR bei einem CSB bis 600 mg/l; bei einem höheren CSB wird die Gebühr verviel-
facht mit dem Ergebnis der Formel 
 

0,5 * festgestellter CSB + 0,5 
     600 

 
Wird ein erhöhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der Grund-
stücksentwässerungsanlage festgestellt, dann wird die erhöhte Gebühr nur für die in die-
sem Teilstrom geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzähler zu messen 
ist, berechnet. Liegen innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Ver-
schmutzungsgrades vor, kann die Gemeinde der Gebührenfestsetzung den rechneri-
schen Durchschnittswert zugrunde legen. 
 
 
§ 32 Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentümer des Grundstücks ist. 
Der Erbbeauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers gebührenpflichtig. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
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 (2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so 
wird der neue Eigentümer oder Erbbauberechtigte gebührenpflichtig mit Beginn des Mo-
nats, welcher dem Eigentumsübergang folgt. 
 
(3) Die Gebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 
IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstörungen und Ord-
nungswidrigkeiten 
 
§ 38 Inkrafttreten 
 
Dieser IV. Nachtrag zur Entwässerungssatzung (EWS) tritt am 01.11.2013 in Kraft. 
 
Kaufungen, den 17.10.2013          DER GEMEINDEVORSTAND 
                DER GEMEINDE KAUFUNGEN 
 
     (S) 
 
 
                       gez. Roß 
                     Bürgermeister 


